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Der Übergang eines Schülerjahrgangs in das Ausbildungssystem 

Untersuchung zur realisierten Ausbildungsnachfrage Jugendlicher in Ostfriesland 

Karl Frey, Hartmut Heller, Lothar Hübl, Wolfgang Meyer* 

Die vorliegende Untersuchung wurde im Herbst 1977 und 1978 im Auftrag des Niedersächsischen Kultus-
ministers durchgeführt, um das Übergangsverhalten Jugendlicher vom Schul- in das Ausbildungssystem im 
Landkreis Aurich zu ermitteln. Ziel war es, für eine wirtschaftsstrukturschwache Region mit einem über-
durchschnittlich hohen Anteil von Jugendlichen, die quantitative Dimension der Versorgung mit Ausbil-
dungsplätzen zu bestimmen und Informationen über das Bewerbungsverhalten derjenigen zu bekommen, 
die nicht in eine Ausbildung eintraten. 
Hierzu wurde in einer Quer- und Längsschnittanalyse Herkunft und Verbleib des Entlaßjahrgangs 1977 aus 
allgemein- und berufsbildenden Schulen verfolgt. In diesem Artikel sind die Ergebnisse für die Abgänger 
von Haupt-, Sonder- und Realschulen wiedergegeben. Im Anschluß an die Entlassung wechselte gut die 
Hälfte der Jugendlichen direkt in betriebliche Ausbildung. In berufliche Vollzeitschulen traten 22 % der Ju-
gendlichen ein; in allgemeinbildende Schulen gingen 5 %. Der Rest von gut 20 % verblieb außerhalb der tra-
ditionellen Ausbildungswege arbeitslos, als Jungarbeiter oder Teilnehmer an Lehrgängen der Arbeitsver-
waltung. Für Jugendliche, die in berufliche Vollzeitschulen bzw. in Lehrgänge übergewechselt waren, 
stellte sich abermals das Übergangsproblem nach Durchlaufen dieser „Zwischenstationen“. Deshalb wurde 
der Verbleib dieser Personengruppe im Herbst 1978 erneut untersucht. 
Als Gesamtergebnis nach Durchlaufen der Zwischenstationen zeichnet sich ab: 
- etwa 70 % der Entlaßschüler treten in eine betriebliche Ausbildung ein oder erhalten berufsqualifizierende 

Abschlüsse im Schulbereich, 

- etwa ein Viertel bleibt schließlich ohne Ausbildung mit berufsqualifizierenden Abschlüssen, 

- rund 5 % gehen auf weiterführende Schulen und streben wohl überwiegend eine Ausbildung im Tertiären 
Bereich an. 

Auch ohne direkten Bezug auf gesamträumliche Vergleichswerte oder politisch gesetzte Standards ist eine 
derartige Situation sozial- und bildungspolitisch als unbefriedigend anzusehen. Zur Verbesserung dieser 
Ausbildungssituation beschrittene bzw. angestrebte Wege, werfen jedoch auch neue Steuerungsprobleme 
auf, die einer weiteren Diskussion bedürfen. 

Gliederung 

1. Problemstellung 

2. Methodisches Vorgehen 

3. Untersuchungsergebnisse 
 

3.1 Übergang ins Ausbildungs- und Beschäftigungssy-
stem im Herbst 1977 

3.2 Änderungen im Verbleib bis Herbst 1978 
3.3 Ausbildungsverlauf des Schulentlaßjahrganges 1977 

der allgemeinbildenden Schulen bis Herbst 1978 

4. Zusammenfassung der Ergebnisse 

* Die Autoren sind Angehörige des Fachbereichs Wirtschaftswissenschaften der 
Universität Hannover. Der Beitrag liegt in ihrer alleinigen Verantwortung. 

1) Vgl. zum Folgenden die grundlegenden Arbeiten von Stooß und Schwarz. 
Stooß, F., Zur regionalen Ungleichheit der beruflichen Bildungschancen in der 
Bundesrepublik Deutschland, in:MittAB2/1971, S. 142-200.Schwarz, U., F. 
Stooß, Zurregionalen Ungleichheit der beruflichen Bildungschancen und 
Vorschläge zum Abbau des Gefälles, in: MittAB 2/1973, S. 121-176. 

2) Vgl. Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft, Hrsg.: 
Berufsbildungsbericht 1979, S. 33 f. Als Ausbildungsplatzangebot wird die 
Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverhältnisse plus dem Arbeitsamt 
gemeldete, unbesetzte Ausbildungsstellen gezählt ; als Nachfrage die Zahl der 
neu abgeschlossenen Ausbildungsverhältnisse plus dem Arbeitsamt gemeldete, 
unversorgte Bewerber. 

3) Neben den genannten Untersuchungen von Schwarz und Stooß zeigen dies 
auch die Arbeiten von Meyer und Pohl. Vgl. Meyer, W.: Ursachen des 
Lehrstellenrückganges, Berlin 1977, S. 43-52 ;Pohl, H.: Regionale 
Qualifikationschancen und berufliche Mobilität, Braunschweig 1977. 

4) Die Ergebnisse wurden veröffentlicht in: Der Niedersächsische Kultusminister, 
Hrsg.: Ausbildungsverhalten Jugendlicher: Gründe für die Nichtaufnahme 
einer Berufsausbildung, Hannover 1978. Dm., Hrsg.: Zur Ausbildungssituation 
in Ostfriesland: Untersuchung der realisierten Ausbildungsnachfrage 
Jugendlicher, Hannover 1979. 

1. Problemstellung 
Die beruflichen Ausbildungsmöglichkeiten in der Bundesre-
publik Deutschland weichen regional stark voneinander ab. 
Es zeigte sich bereits Ende der sechziger, Anfang der siebziger 
Jahre, als die gesamträumliche Situation für Ausbildungs-
nachfrager als günstig galt, eine Benachteiligung Jugendlicher 
in peripheren Regionen.1) Mit der Verschlechterung der all-
gemeinen Arbeitsmarktlage und als Folge der demographi-
schen Entwicklung hat sich in den letzten Jahren eine weitere 
Verschärfung der Probleme beim Übergang Jugendlicher in 
das Ausbildungs- und Beschäftigungssystem ergeben. 

Zur Erschließung der regionalen Dimension der Ausbil-
dungssituation stützt man sich in der Regel auf Datenmaterial 
der Berufsausbildungsstatistik, der Berufsberatungsstatistik 
und der Schulstatistik. Als Maßstab dienen verschiedene In-
dikatoren, die mit politisch gesetzten Standards oder gesamt-
räumlichen Durchschnitten verglichen werden. So wird z. B. 
im Berufsbildungsbericht 1978 der Bundesregierung die re-
gionale Situation durch das Verhältnis des Ausbildungsplatz-
angebotes zur Ausbildungsplatznachfrage bzw. zur Zahl der 
Schulabgänger (Versorgungsgrad) charakterisiert.2) Abwei-
chungen dieser Verhältniszahlen vom Bundesdurchschnitt 
kennzeichnen dann günstige oder ungünstige regionale Ver-
sorgungslagen. Zu den Gebieten, die seit längerer Zeit eine 
ungünstige Ausbildungssituation haben, gehört der Land-
kreis Aurich,3) in dem von den Verfassern im Herbst 1977 
und im Herbst 1978 das Übergangsverhalten Jugendlicher 
vom Schul- in das Ausbildungssystem untersucht wurde.4) 
Dieser Landkreis bietet von der demographischen Entwick- 
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lung, den schulischen Bildungsmöglichkeiten und der Wirt-
schaftsstruktur her schlechte Ausbildungs- und Berufsstart-
bedingungen (vgl. Tab. 1). Die Jugendlichen der Alters-
gruppe 15 bis unter 20 Jahre haben einen überdurchschnitt-
lich hohen Anteil an der Wohnbevölkerung. Da zudem nur 
ein geringer Teil weiterführende allgemeinbildende Schulen 
besucht,5) gibt es verhältnismäßig viele Schulabgänger, die an 
einer betrieblichen Ausbildung in anerkannten Ausbildungs-
berufen interessiert sind. Demgegenüber ist die Wirtschafts-
kraft der Region schwach, die Arbeitsmarktprobleme sind 
entsprechend groß.6) Die Beschäftigungsstruktur ist durch 
geringe Erwerbs- und Abhängigenquoten sowie durch einen 
hohen Anteil an Beschäftigten in der Landwirtschaft und dem 
öffentlichen Dienst geprägt, gerade jenen Bereichen, die 

durch eine geringe Ausbildungsintensität gekennzeichnet 
sind.7) Es gibt relativ wenig Arbeitsplätze, auf die durch eine 
betriebliche Ausbildung vorbereitet wird. Trotz großer Aus-
bildungsanstrengungen der Betriebe, gemessen an der Aus-
bildungsquote, reicht das Ausbildungsplatzangebot nicht 
aus. Sowohl die Maßzahl für den Versorgungsgrad als auch 
die Angebot-Nachfrage-Relation zeigen dies an.8) Da zur be-
trieblichen Ausbildung alternative schulische Ausbildungs-
gänge zwar in den letzten Jahren verstärkt, aber noch immer 
nur in unterdurchschnittlichem Ausmaß angeboten werden, 
wechselt ein sehr hoher Anteil der Jugendlichen ohne weitere 
Ausbildung aus der Schule ins Erwerbsleben über oder bleibt 
arbeitslos. 

  

 

  

Vor diesem Hintergrund befaßt sich die vorliegende Untersu-
chung mit folgenden Fragen zum Übergang in eine Ausbil-
dung bzw. Erwerbstätigkeit: 
- Welche Ausbildungs- und Berufswege schlagen die Abgän-

ger der Sekundarstufe I, aus beruflichen Vollzeitschulen 
und aus berufsvorbereitenden Maßnahmen der Arbeits- 
verwaltung ein? 

- Wie groß ist der Anteil der Jugendlichen, die nicht in eine 
Ausbildung überwechseln? 

Die Fragestellung zielt dabei zunächst auf die unmittelbar 
nach der Schulentlassung realisierte Nachfrage nach Ausbil-
dung ab. Es ist aber auch zu berücksichtigen, daß bei den Ju-
gendlichen, die nicht sofort in eine Berufsausbildung, son-
dern in erste Ausbildungsabschnitte ohne berufsqualifizie-
rende Abschlüsse eintreten, sich das Übergangsproblem noch 
einmal stellt. Im wesentlichen handelt es sich hierbei um Teil-
nehmer an Lehrgängen der Arbeitsverwaltung und um Schü-
ler des Berufsgrundbildungsjahres und der Berufsfachschu-
len, die nach einem Jahr erneut Ausbildungsplätze nachfra-
gen. Änderungen im Verbleib ergeben sich aber auch dann, 
wenn jugendliche Arbeitslose oder Jungarbeiter noch nach- 

5) Vgl. Pohl, H., S. 86. 
6) Einen sehr anschaulichen Eindruck über die wirtschaftliche Situation des 

Untersuchungsgebietes vermittelt: Bundesforschungsanstalt für Landeskunde 
und Raumordnung, Hrsg.: Atlas zur Raumentwicklung, Nr. l, Arbeit, Bonn 
1976. 

7) Vgl. Pohl, H., S. 81. 
8) Diese Größen deuten die quantitative Dimension des Ausbildungsproblems an. 

Hinzu kommen Probleme qualitativer Art, die insbesondere die 
Verwertungsmöglichkeiten der erworbenen Qualifikationen betreffen. 

träglich einen betrieblichen oder schulischen Ausbildungs-
platz finden oder wenn Jugendliche nach einer Ausbildungs-
aufnähme im Laufe des ersten Jahres wieder aus der Ausbil-
dung ausscheiden. Die Fragestellung muß daher in einem 
zweiten Schritt erweiten werden, um nachträglich vollzogene 
Übergänge zu erfassen. 
Da die hier vorzustellende Untersuchung sich auf ein regional 
eng begrenztes Gebiet bezieht, erschließen sich zwar nicht die 
interregionalen Unterschiede in der Ausbildungssituation, 
die Ergebnisse verdeutlichen aber beispielhaft die Ausbil-
dungsschwierigkeiten Jugendlicher in ländlich strukturierten 
Problemregionen. 

2. Methodisches Vorgehen 
Die Untersuchung erstreckte sich auf die im Landkreis Au-
rich wohnhaften Jugendlichen, die im Herbst 1977 als Nach-
frager für eine betriebliche oder schulische Ausbildung vor al-
lem in Frage kamen. Erfaßt wurden die Abgänger des Schul-
jahres 1976/77 aus 

- der   Sekundarstufe   I   der   allgemeinbildenden   Schulen 
(Haupt-, Sonder- und Realschulen), 

- beruflichen Vollzeitschulen (Berufsgrundbildungsjahr, Be-
rufsfachschulen), 

- Lehrgängen der Arbeitsverwaltung, 
sowie Abbrecher ohne Endabschluß aus 

- Fachoberschulen und 
- Gymnasien (einschließlich Fachgymnasien). 
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Für diese Gesamtgruppe ergab eine Querschnittsanalyse den 
Verbleib nach der Schulentlassung. Hierzu wurden in einem 
ersten Schritt die Schulkarteien ausgewertet.9) Ermittlungs-
probleme treten bei diesem Verfahren dann auf, wenn Ju-
gendliche an nicht erfaßten Standorten beschult werden, eine 
öffentlich-rechtliche Ausbildung aufgenommen wird und 
wenn die Schulpflicht aufgrund der Vorbildung erfüllt ist 
oder ihr nicht nachgekommen wird. Der Verbleib dieses im l. 
Schritt nicht erfaßten Personenkreises ist durch eine geschich-
tete Stichprobe ermittelt worden. 
Als Verbleibmöglichkeiten waren zu berücksichtigen: 
- Ausbildung: Duales System, öffentlich-rechtliche Ausbil-

dungsgänge, Praktika, 
- Berufsgrundbildungsjahr (BGJ), 
- Berufsfachschulen, 
- Fachschulen, 
- Lehrgänge der Arbeitsverwaltung, 
- Jungarbeiter, Jungangestellte, mithelfende Familienange-

hörige und Arbeitslose,10) 
- weiterführende allgemeinbildende Schulen: Realschulen, 

Gymnasien, Fachoberschulen, Fachgymnasien und 
- Sonstige. 

Zur Feststellung des ,endgültigen‘ Verbleibs der Jugendli-
chen, die 1977 in das Berufsgrundbildungsjahr, in Berufsfach-
schulen oder Lehrgänge der Arbeitsverwaltung eingetreten 
waren, wurde in der Zusatzuntersuchung 1978 das gleiche 
Verfahren wie in der Erstuntersuchung angewandt. 11) Für die 
Jugendlichen der Gruppen Auszubildende und Jungarbei-
ter/Arbeitslose konnte der Umfang des Ausbildungsabbruchs 
bzw. der nachträglichen Ausbildungsaufnahme aus Angaben 
der berufsbildenden Schulen bzw. durch Überprüfung der 
Berufsschulkarteien abgeschätzt werden. 
Zur weiteren Analyse des Übergangsverhaltens wurden die 
Jugendlichen, die 1977 oder 1978 in eine berufsvorbereitende 
Maßnahme der Arbeitsverwaltung eingetreten waren, eine 
Erwerbstätigkeit als Jungarbeiter aufgenommen hatten bzw. 
arbeitslos blieben, anhand eines standardisierten Fragebogens 
befragt.12) 
Die Übersicht l verdeutlicht den methodischen Gesamtauf-
bau der Untersuchung. 

3. Untersuchungsergebnisse 

3.1. Übergang ins Ausbildungs- und Beschäftigungssystem 
im Herbst 1977 

Von den 3178 Jugendlichen, die entsprechend den oben ge-
nannten Abgrenzungen als potentielle Ausbildungsnachfra- 
9) Einbezogen wurden die Karteien der berufsbildenden und der 

weiterführenden allgemeinbildenden Schulen im Landkreis Aurich und den 
angrenzenden Gebieten. 

10) Jungarbeiter, Jungangestellte und mithelfende Familienangehörige werden im 
weiteren als Jungarbeiter bezeichnet. Aus erhebungstechnischen Gründen 
mußten die Verbleibmöglichkeiten Jungarbeiter und Arbeitslose zusammen 
ausgewiesen werden. 

11) In diese Zusatzuntersuchung wurden Jugendliche, die 1977 auf Fachschulen 
und weiterführende allgemeinbildende Schulen übergegangen waren, nicht 
einbezogen. Änderungen im Verbleib dieses Personenkreises, der in 
mehrjährige Bildungsgänge bzw. in Ausbildungen mit berufsqualifizierenden 
Abschlüssen eingetreten war, waren im Untersuchungszeitraum nicht in 
nennenswertem Umfang zu erwarten. 

12) Mit dem Fragebogen sollten sozio-demographische Angaben über die 
familiäre Herkunft, schulische Vorbildung und jetzige Tätigkeit und 
Informationen über das Bewerbungsverhalten dieser Jugendlichen erhoben 
werden. 

13) Hinsichtlich der schulischen Herkunft konnten 1,8% des Personenkreises nicht 
genau zugeordnet werden. 

14) In Punkt 3.3 wird der weitere Verbleib der Abgänge allgemeinbildender 
Schulen betrachtet, die zunächst in berufliche Schulen oder in Lehrgänge der 
Arbeitsverwaltung eingetreten sind. 

15) Aus der zusätzlich vorgenommenen Befragung dieser Gruppe ist eine interne 
Aufteilung in 70%. Erwerbstätige und 30% Arbeitslose ersichtlich. 

16) Vgl. Der Niedersächsische Kultusminister, Hrsg.: Zur Ausbildungssituation .... 
S. 20 ff. 

ger in Frage kamen, waren 76,7 % Abgänger allgemeinbilden-
der Schulen und 21,5% Abgänger schulischer beruflicher Bil-
dungsgänge bzw. Absolventen der Lehrgänge der Arbeits-
verwaltung.13) Die nachfolgende Darstellung der Untersu-
chungsergebnisse beschränkt sich auf das Übergangsverhal-
ten der Abgänger aus allgemeinbildenden Schulen. Die Er-
gebnisse für die Abgänger schulischer beruflicher Bildungs-
gänge und die Absolventen der Lehrgänge entsprechen de-
nen, die 1978 für einen ähnlich abgegrenzten Personenkreis 
ermittelt wurden und unter Punkt 3.3 dargestellt sind.14) 
Mit einem Anteil von 65,0% stellen bei den Abgängern aus 
allgemeinbildenden Schulen die Hauptschüler die stärkste 
Abgängergruppe. Es folgen Realschüler mit 25,0%; aus Son-
derschulen kommen 7,0% und aus Gymnasien 3,0% der Ju-
gendlichen. Mädchen verfügen tendenziell über die bessere 
schulische Vorbildung. Sie haben einen geringeren Anteil an 
Sonderschülern und einen entsprechend höheren an Haupt-
und Realschülern. 
Etwas mehr als die Hälfte dieser Jugendlichen ist direkt nach 
der Schulentlassung in eine betriebliche Ausbildung und etwa 
ein Fünftel in schulische berufliche Ausbildungsgänge einge-
treten. Weitere 4,8 % sind auf eine weiterführende allgemein-
bildende Schule übergegangen. Damit verbleibt ein Fünftel 
aller Jugendlichen außerhalb der traditionellen Bildungs- und 
Ausbildungswege. Ein Teil davon versucht, seine Ausbil-
dungs- und Berufsstartchancen durch den Besuch berufsvor-
bereitender Maßnahmen der Arbeitsverwaltung zu verbes-
sern; die Mehrzahl nimmt aber direkt eine Erwerbstätigkeit 
als Jungarbeiter auf oder bleibt arbeitslos15) (vgl. Tab. 2). 

Geschlechtsspezifische Unterschiede bei den Übergängen 
sind nicht sehr stark ausgeprägt. Mädchen gehen zu einem ge-
ringeren Anteil in betriebliche Ausbildung und berufsvorbe-
reitende Maßnahmen der Arbeitsverwaltung und zu einem 
höheren in schulische Bildungsgänge und Erwerbstätig-
keit/Arbeitslosigkeit. 
Differenziert man die Betrachtung hinsichtlich der schuli-
schen Vorbildung der Jugendlichen, so zeigen sich ebenfalls 
die bekannten Übergangsmuster. Je besser die schulische 
Vorbildung, um so höher ist der Anteil der Abgänger, die in 
eine betriebliche Ausbildung oder in schulische Bildungs-
gänge eintreten und um so geringer ist der Anteil derjenigen, 
die direkt eine Erwerbstätigkeit aufnehmen bzw. arbeitslos 
bleiben oder in Lehrgänge überwechseln (vgl. auch Tab. 4). 
Die Vorbildung der Jugendlichen der letztgenannten Grup-
pen ist entsprechend schlecht. Von den Lehrgangsteilneh-
mern verfügen ca. 95% nicht über einen Hauptschulab-
schluß, bei den Erwerbstätigen/Arbeitslosen sind es knapp 
60 %.16) 
Angesichts der schulischen Vorbildung der Lehrgangsteil-
nehmer ist es bei der gegebenen Ausbildungssituation nicht 
überraschend, daß sich nur ein relativ kleiner Teil von ihnen 
um eine schulische oder betriebliche Ausbildung beworben 
hat. Auffallend gering ist aber die Anzahl der Jugendlichen, 
die versucht haben, direkt eine Erwerbstätigkeit aufzuneh-
men (19%). Jeder zweite dieser Gruppe ist ohne Bewerbung 
um Ausbildung oder Erwerbstätigkeit direkt in Lehrgänge 
übergewechselt. Dies ist vermutlich ein Ergebnis der Bera-
tung durch Schule und Arbeitsverwaltung. 
Aus der Gruppe der Jugendlichen, die in Erwerbstätig-
keit/Arbeitslosigkeit übergewechselt sind, hat sich knapp die 
Hälfte um eine Ausbildungsstelle bemüht und damit Ausbil-
dungsinteresse aktiv bekundet (vgl. Tab. 3). Im Bewerbungs-
verhalten zeigen sich erhebliche geschlechts- und vorbil-
dungsspezifische Unterschiede. Jungen bewerben sich zu ei- 
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nem größeren Teil um betriebliche und schulische Ausbil-
dung als Mädchen, Hauptschüler mit Abschluß zu einem 
größeren Teil als Sonderschüler. Auch bei gleicher schuli-
scher Vorbildung bemühen sich Jungen häufiger um Ausbil-
dung. So sind es z. B. bei den männlichen Sonderschülern 
etwa ein Drittel, bei den weiblichen niemand, bei den männli-
chen Hauptschülern ohne Abschluß etwas mehr als die Hälf-
te, bei den weiblichen etwas weniger als ein Viertel, die sich 
um betriebliche oder schulische Ausbildung bewerben. 
Auch die Nichtbewerber um Ausbildung sind nicht von 
vornherein mit freiwilligen Bildungsverzichtern gleichzuset-
zen. Berücksichtigt man, daß ihr Anteil unter Mädchen höher 
ist als unter Jungen und unter Sonderschülern höher als unter 
Hauptschülern, deuten sich die entscheidenden Steuerungs-
größen dieser „Freiwilligkeit“ an. Mangelhafte schulische 
Voraussetzungen in Verbindung mit der gegebenen, ungün-
stigen Ausbildungsstellensituation wurden dann auch als häu-
figste Gründe für einen Bewerbungsverzicht genannt. Finan-
zielle Motive treten demgegenüber in den Hintergrund, 
wenngleich sie bei Mädchen etwas höhere Bedeutung ha-
ben.17) 
Es bestätigt sich nicht die teilweise geäußerte Vermutung, daß 
die Berufswünsche der Jugendlichen im Hinblick auf ihre 
Vorbildung hochgeschraubt sind.18) Bei den Jungen domini-
erten traditionell handwerkliche Berufe wie Schlosser, Kraft-
fahrzeugmechaniker, Landmaschinenmechaniker und Mau-
rer; daneben wurden die Berufe Landwirt und Gärtner häufig 
genannt. Die Berufswünsche der Mädchen bezogen sich auf 
Verkäuferin und Friseuse sowie auf verschiedene hauswirt-
schaftliche und pflegerisch/erzieherische Berufe. Ausbil-
dungsgänge zu qualifizierten Fertigungsberufen, zum Kauf-
mannsgehilfen und zu Büro- und Verwaltungsberufen streb-
ten die Jugendlichen nur in ganz geringem Ausmaß an. Die 
Berufswünsche scheinen damit sowohl den regionalen Aus-
bildungsmöglichkeiten als auch der individuellen Vorbildung 
in etwa zu entsprechen. 
Zur Beurteilung der regionalen Ausbildungssituation bietet 
sich ein Vergleich mit den Ergebnissen an, die Stegmann und 
Holzbauer für das Bundesgebiet ermittelt haben19) (vgl. Tab. 

4). Dabei zeigt sich, daß von den männlichen Sonder- und 
Hauptschülern weniger, von den männlichen Realschülern 
und allen weiblichen Schülern dagegen mehr direkt in betrieb-
liche Ausbildung eintreten. Von einer eindeutig ungünstigen 
Versorgungslage kann aufgrund dieser Unterschiede nicht ge-
sprochen werden. Charakterisiert man aber die Ausbildungs-
und Berufsstartsituation anhand des Anteils der Jugendli-
chen, die unmittelbar in Erwerbstätigkeit/Arbeitslosigkeit 

17) Vgl. Der Niedersächsische Kultusminister, Hrsg.: Ausbildungsverhalten . . ., 
S. 26 ff. 

18) Vgl. ebenda, S. 36 ff. Zu ähnlichen Ergebnissen kommt auch eine in 
Nordrhein-Westfalen durchgeführte Untersuchung. Vgl. Ministerium für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen, Hrsg.: 
Jugendliche ohne Ausbildungsvertrag, Reihe Arbeit und Beruf, Bd. 24, 
Düsseldorf 1979, S. 46 ff. 

19) Vgl. Stegmann, H., I. Holzbauer, Die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen und 
ihre Realisierung bei Absolventen und Abgängern allgemeinbildender 
Schulen, in: MittAB 2/1978, S. 151 ff. Aufgrund unterschiedlicher 
Abgrenzungen der  erbleibkategorien in der Aurich-Untersuchung und der von 
Stegmann/Holzbauer müssen in einer Gegenüberstellung verschiedene 
Verbleibmöglichkeiten zusammengefaßt werden. 

20) Alle Schulen und die Lehrgänge müssen zusammengefaßt betrachtet werden, 
da zu den erwähnten Unterschieden in den Abgrenzungen der 
Verbleibkategorien auch die Unterschiede im Bildungssystem der einzelnen 
Bundesländer einen detaillierten Vergleich unmöglich machen. 

21) In einem Vergleich des berufsbildenden Schulwesens in Niedersachsen stellt 
Pohl eine erhebliche Unterversorgung des ostfriesischen Raums fest. Vgl. 
Pohl, H., Regionale. . „S. 86 ff. 

22) Knapp ein Fünftel der Jugendlichen, die in Erwerbstätigkeit/Arbeitslosigkeit 
gegangen sind, haben von schulischen Ausbildungsmöglichkeiten nichts 
gewußt. Vgl. Der Nieder-sächsische Kultusminister, Hrsg.: 
Ausbildungsverhalten . . ., S. 31 ff. 

23) Die Ergebnisse von Stooß weisen auf eine solche Einschränkung hin. Der 
Anteil der Ausbildungsplätze, die für Jugendliche mit ,besseren‘ 
Schulabschlüssen besonders interessant sind, ist im Bereich des AA Emden 
relativ gering. Vgl. Stooß, F., Zur regionalen .... S. 161 f. und Tab. 6, S. 188. 

übergehen, so wird zumindest eine Benachteiligung der Son-
der- und Hauptschüler Aurichs deutlich; die entsprechenden 
Anteile sind um zwei- bis dreimal größer als im Bundesdurch-
schnitt. 

Zu diesem Ergebnis kommt es, weil mit einer Ausnahme von 
allen Schulen, unabhängig vom Geschlecht, in Aurich ein ge-
ringerer Teil der Jugendlichen in den schulischen Bereich und 
in Lehrgänge überwechselt.20) Betrachtet man die vorlie-
gende Situation, dann zeigt sich, daß Ausbildungsgänge in be-
ruflichen Vollzeitschulen vor allem für Hauptschüler eine 
Erweiterung des Ausbildungsangebotes darstellen (Über-
gangsquote 26,5%); Jungen gehen vornehmlich ins Berufs-
grundbildungsjahr, Mädchen in Fach- und Berufsfachschu-
len. Von den Realschülern geht nur ein geringerer Teil 
(14,6%) in berufliche Schulen, dafür setzt aber ein gleich ho-
her Teil den Besuch allgemeinbildender Schulen fort. Für 
Sonderschüler bietet sich als Alternative zu den nur schwer zu 
realisierenden Übergängen in Ausbildung der Besuch von 
Lehrgängen der Arbeitsverwaltung an. Nahezu jeder zweite 
wechselt hierhin über. 
In diesem Bereich ,Schule/Lehrgänge‘ stehen den Jugendli-
chen in Aurich aber offensichtlich nicht genügend attraktive 
Möglichkeiten zur Verfügung.21) Als Indiz dafür kann u. a. 
das Übergangsverhalten der männlichen Hauptschüler ge-
wertet werden. Für diese Gruppe wurde mit dem Ausbau des 
Berufsgrundbildungsjahres in den Berufsfeldern ,Bau und 
Holz‘ sowie ,Metall‘ ein verstärktes Angebot geschaffen, das 
sofort Nachfrager fand. Sie sind dann auch die einzigen, die 
eine gegenüber dem Bundesdurchschnitt höhere Übergangs-
quote haben. 
Angebotsfaktoren erklären das Übergangsverhalten aber 
nicht vollständig, denn in einigen Bereichen sind nach Aus-
sage der Schulleitungen auch Schulplätze unbesetzt geblie-
ben. Dies ist wohl einerseits dadurch zu erklären, daß die Ju-
gendlichen über die schulischen Ausbildungsmöglichkeiten 
nur unzureichend informiert sind.22) Es kann sich aber 
ebenso daraus ergeben, daß in der strukturschwachen Region 
Aurich verhältnismäßig wenig qualifizierte Beschäftigungs-
möglichkeiten vorhanden sind, auf die eine weitere schulische 
Ausbildung hinführt.23) Den vorhandenen Ausbildungsgän-
gen fehlt damit teilweise die Attraktivität für die Nachfrager. 
Faßt man die Ergebnisse zum Übergang der Absolventen der 
Sekundarstufe I ins Ausbildungs- und Beschäftigungssystem 
zusammen, dann bietet sich einem das folgende Bild. 
Vor dem Hintergrund der wirtschaftsstrukturellen Schwie-
rigkeiten der Region Aurich kommt ein überraschend hoher 
Anteil von Jugendlichen in einer betrieblichen Ausbildung 
unter. Da Alternativen zur Ausbildung im Dualen System 
aber nicht in ausreichendem Maße bestehen, bleibt doch für 
einen überdurchschnittlich hohen Teil der Jugendlichen nur 
der direkte Weg in Erwerbstätigkeit oder Arbeitslosigkeit. 
Die vorbildungsspezifischen Unterschiede in den Über-
gangsquoten sind in Aurich durchweg größer als im Bundes-
gebiet. Dies deutet auf einen schärferen Verdrängungswett-
bewerb unter den Schulabgängern hin. Für Realschüler be-
stehen nur verhältnismäßig wenig attraktive Ausbildungs-
und Beschäftigungsmöglichkeiten außerhalb des Dualen Sy-
stems. Sie drängen daher verstärkt in die berufliche Ausbil-
dung und verringern damit die Ausbildungschancen der ande-
ren Jugendlichen. Hauptschüler können noch in andere, ver-
gleichsweise ,weniger gute‘ Ausbildungsberufe ausweichen, 
Sonderschüler werden abgedrängt. 
Die geschlechtsspezifische Benachteiligung der Mädchen ist 
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geringer als im Bundesdurchschnitt; es kommt ein verhält-
nismäßig hoher Teil der Mädchen in Ausbildung unter. Ein 
Verdrängungswettbewerb zwischen Jungen und Mädchen 
zeichnet sich nicht ab, da die geschlechtsspezifische Trennung 
des Ausbildungsstellenmarktes vermutlich sehr stark ist. 

3.2. Änderungen im Verbleib bis Herbst 1978 

Der Übergang der Absolventen aus der Sekundarstufe I der 
allgemeinbildenden Schulen vollzieht sich – wie bereits in der 
Problemstellung formuliert – nicht in einem Schritt nach der 
Schulentlassung. Ein nicht unerheblicher Teil der Abgänger 
geht zunächst in einjährige schulische Ausbildungsgänge, und 
für diesen Kreis stellte sich das Übergangsproblem im Som-
mer 1978 erneut.24) Die Nachuntersuchung sollte die Frage 
klären, ob sich das Jahr gelohnt hatte und ob sie jetzt, mit ver-
besserter Vorbildung, einen Ausbildungsplatz bekommen 
würden.25) 

Eine Antwort darauf gibt Übersicht 2. Bei der Interpretation 
der dargestellten Übergangsquoten ist zu beachten, daß diese 
Bildungsgänge in ihrer Funktion stark differieren. Das Be-
rufsgrundbildungsjahr ist seiner Anlage nach auf eine weitere 
Ausbildung im Dualen System ausgerichtet. Berufsfachschu-
len führen zum Teil direkt in eine Berufstätigkeit über, teil-
weise aber auch ins Duale System. Grundsätzlich unter-
schiedlich dazu sind in ihrer Funktion die Lehrgänge der 
Arbeitsverwaltung. Sie sind nicht als erste Abschnitte einer 
Ausbildung anzusehen, sondern dienen der Vorbereitung auf 
eine Berufsausbildung bzw. der Erleichterung der Eingliede-
rung ins Erwerbsleben. 
Bei den Lehrgangsteilnehmern ist dementsprechend der An-
teil der Übergänger in betriebliche Ausbildung auch am ge-
ringsten; allerdings wechselt ein Achtel in den Bereich voll-
zeitschulischer Berufsausbildung über, von dem zu einem 
späteren Zeitpunkt noch ein Teil in Ausbildung eintreten 
wird. Bedenkt man, daß fast alle Jugendlichen bei ihrem Ein-
tritt in die Lehrgänge über keinen Hauptschulabschluß ver-
fügten,26) so sind diese an sich nicht hohen Übergangsquoten 
doch relativ positiv zu sehen. Für knapp die Hälfte der Ju-
gendlichen dieser Gruppe bleibt aber der Ausbildungsbereich 
verschlossen; sie gehen in Erwerbstätigkeit über oder bleiben 
arbeitslos.27) 
Die Absolventen vollzeitschulischer Bildungsgänge beginnen 
dagegen zu einem erheblich größeren Teil mit einer betriebli-
chen Ausbildung. Von den BGJ-Schülern, bei denen die 
Übergangsquote ca. 75 % beträgt, hat die Hälfte durch den 
Schulbesuch keine Zeit verloren, da sie ins 2. Ausbildungsjahr 
übergehen konnten.28) Bei den Jugendlichen, die bereits 1977 
eine Berufsfachschulausbildung begonnen haben, sind die 
24) Im Herbst 1978 wurden nicht nur die Änderungen im Verbleib bei den in 

berufliche Schulen und Lehrgänge der Arbeitsverwaltung eingetretenen 
Jugendlichen überprüft, sondern auch die bei Auszubildenden und 
Jungarbeitern/Arbeitslosen. Der Umfang des Ausbildungsabbruchs erwies sich 
dabei als vernachlässigbar gering. Ebenso gering war die Zahl der 
Jugendlichen, die aus einer Jungarbeiterposition oder aus Arbeitslosigkeit 
nachträglich eine Ausbildung aufgenommen haben. 

25) Man kann davon ausgehen, daß der größte Teil dieser Jugendlichen bereits 
1977 eine Ausbildungsstelle angestrebt hatte und nur aus Mangel an 
Ausbildungsmöglichkeiten in berufliche Schulen übergewechselt ist. Vgl. 
Stegmann, H., L Holzbauer, S. 152. 

26) Vgl. Der Niedersächsische Kultusminister, Hrsg.: Zur Ausbildungssituation . . 
., S. 22.  

27) Die interne Aufteilung in Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit beträgt dabei 
etwa 5030. 

28) Bei den Jugendlichen, die ins 1. Ausbildungsjahr übergegangen sind, handelt 
es sich einerseits um Berufsfeldwechsel und Absolventen ohne Abschluß, 
andererseits aber auch um Absolventen mit Abschluß im richtigen Berufsfeld, 
denen die vorgeschriebene Anrechnung des 1. Ausbildungsjahres versagt 
blieb. 

29) Im Herbst 1977 wurden die Ubergangsquoten für Absolventen ein- und 
zweijähriger Berufsfachschulen zusammengefaßt ermittelt. Danach nahmen 
23,2 v. H. der weiblichen Berufsfachschulabsolventen überwiegend nicht 
ausbildungsadäquate, ungelernte Tätigkeiten auf bzw. blieben arbeitslos. Vgl. 
Der Niedersächsische Kultusminister, Hrsg.: Zur Ausbildungssituation . . ., S. 
18. 

 

entsprechenden Werte geringer. Gut zwei Fünftel dieser 
Gruppe setzen jedoch die schulische Ausbildung fort, so daß 
über deren Übergang ins Ausbildungs- und Beschäftigungs-
system erst im Herbst 1979 Aussagen gemacht werden könn-
ten. Nach den Ergebnissen des Vorjahres ist aber damit zu 
rechnen, daß vor allem Mädchen große Schwierigkeiten ha-
ben werden, einen adäquaten Ausbildungs – oder 
Arbeitsplatz zu finden.29) 

3.3. Ausbildungsverlauf des Schulentlaßjahrganges 1977 der 
allgemeinbildenden Schulen bis Herbst 1978 

Führt man die Ergebnisse des Verbleibs im Schul entlaßjähr 
und im darauffolgenden Jahr zusammen, so ist die Entwick-
lung des Übergangs der Jugendlichen in Ausbildung im we-
sentlichen erfaßt. Der nächste bedeutende Schritt vollzieht 
sich dann beim Übertritt der Auszubildenden in das Erwerbs- 
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leben. Im folgenden werden die zusammengefaßten Ergeb-
nisse im Verbleib von 1977 und 1978, bezogen auf die ur-
sprünglich abgebende allgemeinbildende Schulform, disku-
tiert. 

Abgänger aus Hauptschulen 
Von den Hauptschulabgängern, die mit fast zwei Dritteln den 
weitaus größten Teil an den Abgängern allgemeinbildender 
Schulen stellen, geht rund die Hälfte unmittelbar in eine be-
triebliche Ausbildung und etwa 15% werden Jungarbei-
ter/Arbeitslose (vgl. Übersicht 3). 
Diejenigen, die zusätzlich einen Lehrgang der Arbeitsverwal-
tung absolvieren, kommen anschließend zu gut einem Drittel 
in betrieblicher Ausbildung unter, etwa 17% treten in das 
BGJ bzw. eine Berufsfachschule ein und knapp 40% bleiben 
nach Abschluß des Lehrgangs ohne weitere Ausbildung. Von 
den Hauptschülern, die zusätzlich ein BGJ, eine Berufsfach-
schule oder eine Fachschule besuchen, ist gut die Hälfte wei-
terhin in schulischer Ausbildung. Knapp zwei Fünftel erhal-
ten einen betrieblichen Ausbildungsplatz. 

30) Einschließlich Abbrecher von Gymnasien. 

Schließlich befinden sich 62,1 % in betrieblicher Ausbildung. 
Unterstellt man, daß etwa drei Viertel der noch in beruflicher 
schulischer Ausbildung Befindlichen einen berufsqualifizie-
renden Abschluß erlangen, dann werden knapp drei Viertel 
der Hauptschüler eine berufsqualifizierende Ausbildung 
durchlaufen. 

Abgänger aus Sonderschulen 
Von den Sonderschülern, die einen Anteil von 7% am Schul-
entlaßjahr 1977 stellen, erhält nur ein Achtel direkt einen 
Ausbildungsplatz. Ein gutes Drittel bleibt unmittelbar ohne 
weitere Ausbildung. Fast die Hälfte besucht Lehrgänge der 
Arbeitsverwaltung, von denen ein Jahr später wiederum ein 
Achtel in Ausbildung einmündet. Knapp zwei Dritteln der 
Lehrgangsteilnehmer gelingt es nicht, ein Ausbildungsver-
hältnis einzugehen (vgl. Übersicht 4). Für Sonderschüler be-
stätigt sich damit die bekanntermaßen ungünstige Ausbil-
dungssituation: drei Viertel bleiben ohne und nur gut 20% 
erhalten eine betriebliche oder schulische Berufsausbildung. 

Abgänger aus Realschulen 
Mehr als zwei Drittel der Realschüler30) gehen unmittelbar in 
eine betriebliche Ausbildung über, nur 2,6% bleiben direkt 
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ohne Ausbildung (vgl. Übersicht 5). Auf weiterführende 
Schulen wechseln 14,2%, und etwa 16% nehmen zunächst 
eine berufliche schulische Ausbildung wahr. Von letzteren 
erhalten drei Viertel anschließend einen Ausbildungsplatz. 
Drei Viertel der Realschüler treten schließlich in eine betrieb-
liche Berufsausbildung ein. Von denen, die in einer schuli-
schen beruflichen Ausbildung verbleiben, befinden sich na-
hezu alle in Fachschulen, die ihnen einen berufsqualifizieren-
den Abschluß ermöglichen. Damit erhalten letztlich gut 80 % 
der Realschüler eine berufliche Ausbildung, rd. 15% gehen 
auf weiterführende Schulen, ohne Ausbildung bleiben nur gut 
3%. 

4. Zusammenfassung der Ergebnisse 
Um zu einer zusammenfassenden Bewertung der Ausbil-
dungssituation in der Untersuchungsregion Aurich zu gelan-
gen, soll abschließend der Gesamtverbleib des Schulentlaß- 

jahrgangs der allgemeinbildenden Schulen betrachtet werden 
(vgl: Übersicht 6). 
Im Anschluß an die Schulentlassung nimmt jeder zweite Ab-
gänger eine betriebliche Ausbildung auf, etwa ein Drittel der 
Jugendlichen verbessert seine Qualifikationen in schulischen 
Bildungsgängen und berufsvorbereitenden Maßnahmen, die 
übrigen gehen direkt in Erwerbstätigkeit über oder bleiben 
arbeitslos. Mit dem Auslaufen der einjährigen Bildungsgänge 
wird die Trennungslinie zwischen den Jugendlichen, denen 
der Übergang ins betriebliche Ausbildungssystem gelungen 
ist, und denen, die ohne berufsqualifizierende Ausbildungs-
abschlüsse bleiben, deutlicher. Für etwas mehr als 10%, die 
sich auch im Herbst 1978 weiter in schulischer Ausbildung 
befinden, ist der endgültige Übergang ins Ausbildungs- oder 
Beschäftigungssystem aber noch nicht geklärt. 
Überträgt man die hier ermittelte Übergangsstruktur auch auf 
diese Gruppe, dann zeichnet sich folgendes Bild des Verbleibs 
der Jugendlichen aus allgemeinbildenden Schulen ab: 
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- rund 5 % der Entlaßschüler gehen auf weiterführende Schu-
len und streben wohl überwiegend eine Fortsetzung ihrer 
Ausbildung im tertiären Bildungssektor an, 

- etwa 70 % treten in eine betriebliche Ausbildung ein oder 
erhalten berufsqualifizierende Abschlüsse im Schulbereich 

- und etwa ein Viertel bleibt schließlich ohne berufsqualifi-
zierende Ausbildung (das waren immerhin 580 Jugendliche 
des Schulentlaßjahrgangs 1977 im Landkreis Aurich). 

Die Jugendlichen der letztgenannten Gruppe, zu denen über-
proportional viele Sonderschüler gehören, haben all die öko-
nomischen und sozialen Benachteiligungen zu tragen, die mit 
dem Jungarbeiterstatus verbunden sind.31) Auch ohne direk-
ten Bezug zu gesamträumlichen Vergleichswerten oder poli-
tisch gesetzten Standards wird deutlich, daß ein derart hoher 
Anteil sozial- und bildungspolitisch nicht zu rechtfertigen ist. 

Von einer wesentlichen Benachteiligung der Mädchen in der 
Untersuchungsregion kann anhand der beobachteten Über-
gangsquoten nicht gesprochen werden. Der Anteil der Jung-
arbeiter/Arbeitslosen ist 1978 bei ihnen nur geringfügig höher 
als bei Jungen. Zwar sind bis zu diesem Zeitpunkt noch deut-
lich weniger Mädchen in betriebliche Ausbildung überge-
wechselt, dafür befindet sich aber ein relativ hoher Teil wei-
terhin in schulischer Ausbildung. 
Den Ausgangspunkt der vorgestellten Untersuchung bildete 
die Feststellung, daß sich für Jugendliche in strukturschwa-
chen, ländlichen Regionen besondere Ausbildungs- und Be-
rufsstartprobleme ergeben. Die quantitative Dimension die-
ser Probleme konnte für die Untersuchungsregion Aurich 

31) Vgl. hierzu z. B. Schweikert, K., u. a.: Jugendliche ohne Berufsausbildung – 
ihre Herkunft, ihre Zukunft. Analytische und konzeptionelle Ansätze, 
Schriften zur Berufsbildungsforschung, Bd. 30, 3. Aufl., Hannover 1977. 

32) Vgl. hierzu Gaulke, K.  P.,  Probleme der qualitativen Arbeitsmarktsteuerung, 
in: MittAB 4/1974, S. 377-383. 

anhand der innerhalb eines Jahres nach Schulentlassung reali-
sierten Übergänge von Absolventen allgemeinbildender 
Schulen aufgezeigt werden. Die qualitative Dimension, ins-
besondere die spätere Verwertungsmöglichkeit der in Ausbil-
dung erworbenen Qualifikationen, erschließt sich aus den 
dargelegten Ergebnissen nicht, da die Struktur des Ausbil-
dungs- und Beschäftigungsbereichs nicht in die Untersu-
chung einbezogen wurde. Solange aber Umfang und Struktur 
der Ausbildungschancen im wesentlichen durch die regionale 
Wirtschaftsstruktur geprägt werden, ist angesichts der in der 
Region vorherrschenden Beschäftigungsprobleme wohl da-
von auszugehen, daß die dort wohnenden Jugendlichen auch 
in dieser Hinsicht benachteiligt sind. Zur Verbesserung der 
Ausbildungssituation wurde bereits eine Reihe von verschie-
denartigen Maßnahmen ergriffen, auf die hier allerdings nicht 
im einzelnen eingegangen werden kann. Einerseits wird ver-
sucht, durch gezielte Förderung der Problemgruppen, Inten-
sivierung der Beratung in Bildungs- und Berufsfragen u. ä. 
die Jugendlichen besser auf eine Ausbildung vorzubereiten. 
Andererseits werden Bemühungen zur Ausweitung der re-
gionalen Ausbildungsmöglichkeiten unternommen. Eine di-
rekte Steigerung des Angebotes an betrieblichen Ausbil-
dungsplätzen wird dabei vor allem durch eine Erhöhung der 
Zahl der Plätze im öffentlichen sowie eine Subventionierung 
zusätzlicher Ausbildungsstellen im privaten Sektor der Wirt-
schaft angestrebt. Da in peripheren Regionen die Ausbil-
dungskapazität aber bereits außerordentlich stark ausge-
schöpft ist, ist es fraglich, ob dies nachhaltig zur Entspannung 
der Ausbildungssituation beiträgt. Ein weiterer Komplex von 
Maßnahmen zielt auf eine Erhöhung des Angebots an voll-
zeitschulischen Ausbildungsgängen, also auf jenen Bereich, 
in dem im Untersuchungsgebiet auch eine Unterversorgung 
festgestellt wurde. Mit einer stärkeren ,Verschulung der Aus-
bildung‘ bieten sich den Jugendlichen in peripheren Regionen 
neue Chancen, wenn für die damit verbundenen neuen Steue-
rungsprobleme Lösungsmöglichkeiten gefunden werden.32) 
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